
 Recht auf politische Erzwingungs- und Generalstreik

Die Jusos Rostock setzen sich für ein umfassendes Streikrecht ein. Die

Illegalisierung von Streikformen, die nicht innerhalb der Tarifauseinandersetzung

stattfinden, muss beendet werden. Insbesondere der politische Streik und der

Generalstreik müssen wieder ein Teil der Durchsetzung von gesellschaftlichen

Positionen sein.

Hierzu könnte sich die Erweiterung des Art. 9 Abs (3) des Grundgesetzes, um die

Möglichkeit zum politischen Erzwingungsstreik bzw. Generalstreik, anbieten.

Zur Weiterleitung an den Kreisparteitag der SPD Rostock, den Landesparteitag der

SPD Mecklenburg-Vorpommern, den Bundesparteitag der SPD sowie die

Landeskonferenz der Jusos Mecklenburg-Vorpommern und die Bundeskonferenz der

Jusos.


